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TOP 12 Versorgungsmaßnahmen für Münchner Kinder

Beschluss:

1. Der Vortrag wird zur Kenntnis genommen.

2. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, im Rahmen des Vorhabens 

„KITA-Einrichtungsverwaltung“ die Anforderungsqualifizierung durchzuführen. 

Die Ergebnisse dieser Phase, insbesondere die Entscheidung für die 

Umsetzung und die dafür notwendigen Ressourcen, werden dem Stadtrat im 

Rahmen des Haushaltsplanung für das Jahr 2020 vorgelegt.

3. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die Einrichtung von einer 

VZÄ-Stelle „Projektleitung für die Umsetzung KITA-Einrichtungsverwaltung“ ab 

01.01.2019 unbefristet sowie die Stellenbesetzung beim Personal- und 

Organisationsreferat zu veranlassen. 

Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die dauerhaft erforderlichen 

Haushaltsmittel in Höhe von bis zu 86.380 Euro jährlich im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2019 bei der Stadtkämmerei und dem Personal- und 

Organisationsreferat anzumelden. 

Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen 

zusätzlich zu den Personalauszahlungen noch ein Aufwand für Pensions- und 

Beihilferückstellungen in Höhe von etwa 25.276 Euro (40 % des JMB).

4. Das Referat für Bildung und Sport wird beauftragt, die einmalig investiven 

Sachkosten zur Einrichtung und Ausstattung des Arbeitsplatzes in Höhe von 

2.370 Euro und die IT-Ausstattungskosten in Höhe von 1.500 Euro sowie die 

dauerhaften konsumtiven Arbeitsplatzkosten in Höhe von 800 Euro im 

Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2019 bei der Stadtkämmerei 

anzumelden.
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5. Das Produktkostenbudget des Produkts 39111530 „Zentrum für 

Informationstechnologie im Bildungsbereich“ erhöht sich ab 2019 um bis zu 

87.180 Euro jährlich, davon sind bis zu 87.180 Euro jährlich zahlungswirksam. 

6. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrates.


